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Bonn, den 7. Juli 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Fertigstellung von Bundesautobahn, Autobahnzubringer 
und Bundesstraße 6 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Höck (Salzgitter) 
und Genossen 
— Drucksache 1936 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Zu Frage a) 

Das Teilstück Seesen — Hildesheini (mit Anschlußstelle an der 
B 6 westlich Grasdorf) im Zuge der Nordsüdautobahn Hanno- 
ver — Göttingen soll Ende 1960 fertiggestellt und in Verkehr 
genommen werden. 

Zu Frage b) 

Die im Zuge der sogenannten Städtestraße im Bau befindliche 
neue Bundesstraße Braunschweig — Salzgitter/Lebenstedt — 
Wartjenstedt — Nordsüdautobahn kann - mit Ausnahme der 
etwa 5,5 km langen Teilstrecke Salzgitter/Salder — Engelnstedt - 
im Frühjahr 1961 in Betrieb genommen werden, wobei mit 
einem provisorischen Anschluß an die Kattowitzer Straße 
zwischen Lebenstedt und Salder gerechnet werden muß, so- 
fern die Stadt Selzgitter ihren planmäßigen Ausbau der Katto- 
witzer Straße im Kreuzungsbereich mit der neuen Bundes- 
straße bis dahin nicht fertiggestellt haben sollte. 

Die Teilstrecke Salder (Kattowitzer Straße) — Engelnstedt wird 
voraussichtlich Ende 1962 fertiggestellt sein; bis dahin muß 
der Verkehr die leistungsfähigen Straßen der Ortsdurchfahrt 
Lebenstedt benutzen. 

Zu Frage c) 

Der Bau der neuen Bundesstraße Braunschweig — Salzgitter / 
Lebenstedt — Wartjenstedt — Nordsüdautobahn ist aus folgenden 
Gründen verzögert: 

1. Die Planungen der Straßenbauverwaltung stießen auf be- 
trächtlichen Widerstand, weil die Stadt Salzgitter den Aus- 
bau der neuen Straßenverbindung als volle Autobahn in 
Anlehnung an das Flöthetal forderte, und zwar mit nörd- 
licher Umgehung Salzgitter/Lebenstedt. 
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Die landesplanerische Begutachtung der Linienführung nach 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes wurde von der Straßen- 
bauverwaltung am 3. Dezember 1957 beantragt. Die Stadt 
Salzgitter stimmte der Linienführung nach einem Rats- 
beschluß vom 10. September 1958 schließlich im Grundsatz 
zu, stellte jedoch Bedingungen, die erst nach weiteren 
langwierigen Verhandlungen ausgeräumt werden konnten. 


2. In dem abschnittsweise durchgeführten förmlichen Plan- 
feststellungsverfahren nach §§ 17, 18 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes erhob die Stadt Salzgitter eine Reihe von Ein- 
wendungen; ihre Behandlung erforderte einen erheblichen 
Zeitaufwand. So konnte z. B. das für die oben erwähnte 
Teilstrecke Salder (Kattowitzer Straße)— Engelnstedt von 
der Straßenbauverwaltung schon am 26. Mai 1959 ein- 
geleitete förmliche Planfeststellungsverfahren nach ab- 
schließender Erörterung der Einwendungen am 12. April 1960 
mit Einschränkungen durch Planfeststellungsbeschluß erst 
am 3. Juni 1960 abgeschlossen werden. Ich habe mich 
wiederholt persönlich einschalten und Besprechungen ab- 
halten müssen, um die wirklich nicht gerechtfertigten 
Widerstände ausräumen zu helfen; sonst würde die Er- 
stellung der Fuhsebrücke und der Brücke im Zuge der 
Kattowitzer Straße noch weiter und in unerträglicher Weise 
verzögert worden sein. 


3. Beim Grunderwerb und bei der Landbeschaffung ergaben 
sich vor allem für den Raum Sukopsmühle — Salder — 
Engelnstedt erhebliche Schwierigkeiten. Das Landvolk 
verlangte volle Ersatzlandgestellung für die Betroffenen 
und die Einschaltung der Umsiedlungsgesellschaft mbH 
Salzgitter? dieses Verlangen war gesetzlich nicht begründet. 
Das von der Straßenbauverwaltung beantragte Enteignungs- 
verfahren wurde vom Präsidenten des Verwaltungsbezirks 
Braunschweig als zuständigerEnteignungsbehörde abgelehnt. 
Audi die vorläufige Besitzeinweisung wurde davon ab- 
hängig gemadit, daß zwischen dem Land Niedersachsen 
als Auftragsverwaltung und der Umsiedlungsgesellsdiaft 
ein Vertrag zustande kam, in dem letztere mit der Rege- 
lung des Grunderwerbs beauftragt wurde. Der hierüber 
von der Auftragsverwaltung am 2. November 1959 mit 
der Umsiedlungsgesellschaft vorbehaltlidi der Genehmigung 
durch den Bundesminister für Verkehr abgeschlossene Ver- 
trag ist nadi einigen Verhandlungen, die zur Klärung der 
von der Umsiedlungsgesellschaft geforderten Verwaltungs- 
kosten erforderlich waren, am 26. November 1959 von 
meinem Hause genehmigt worden. Seitens der Reichs- 
werke sind den Bauvorhaben keine nennenswerten Schwierig- 
keiten erwachsen. Die Leitung der Werke war bemüht, 
die aufgetretenen Widerstände überwinden zu helfen. 
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Zu Frage d) 

Die verlegte B 6 soll auf der Teilstrecke Hohenrode — Salz- 
gitter/Bad Ende 1960 und auf der restlichen Strecke zwischen 
Salzgitter/Bad— Kleinelbe im Sommer 1961 in Verkehr ge- 
nommen werden. 

Verzögerungen sind entstanden, weil im Rahmen des förm- 
lichen Planfeststellungsverfahrens auch hier vornehmlich von 
der Stadt Salzgitter erhobene Einwendungen erst ausgeräumt 
werden mußten und Verhandlungen, die mit der Stadt wegen 
der Beeinträchtigung einer Krankenhausbaracke in Salzgitter / 
Bad geführt werden mußten, langwierig waren. Im westlichen 
Abschnitt der zu verlegenden B 6 (Raum Röderhof — Klein- 
elbe) ist für den Grunderwerb vom zuständigen Landeskultur- 
amt Braunschweig ein Flurbereinigungsverfahren mit Berich- 
tigung der Gemeindebezirksgrenzen durchzuführen, das natur- 
gemäß Zeit braucht. 

Zu Frage e) 

Die Planungen der Verlegung der B 6 im Raum Salzgitter/Bad 
—Ringelheim sind abgeschlossen bis auf die endgültige Form 
der Abzweigung der B 248 von der neuen B 6 westlich Salz- 
gitter/Bad. Die endgültige Ausbildung dieses Knotenpunktes 
kann erst festgelegt werden, wenn die Verkehrsverlagerungen, 
die sich nach Inbetriebnahme sowohl der Nordsüdautobahn 
als auch der neuen Straßenverbindung Braunschweig — Leben- 
stedt — Wartjenstedt — Autobahn ergeben, eindeutig berück- 
sichtigt werden können. Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
der neuen B 6 im Raum Ringelheim bleibt hiervon unberührt. 


Seebohm 



